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                        L                                                  Löhne den ____________ 
                                                       
Firma Stadt Löhne  
z. Hd. Bürgermeister 
 
32584 Löhne                                                             per Fax: 05732 / 100-313 
                                                                                             und Verteiler 
 

Offener Brief  - Es besteht öffentliches Interesse! 

1945 – 2015 ! 
70 Jahre Kriegsgefangenenschaft für das deutsche Volk! 

GEH DENKEN   -   Bürgermeister Held! 

Die Menschenrechtsorganisation, 

Weltanschauungsgemeinschaft Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland 
streitet auch im Jahr 2015 weiterhin für einen Friedensvertrag 
für das deutsche Volk, für eine Wiedervereinigung in den 

Grenzen von mindestens dem 31.12.1937, 

 

JOH – Verbände 
 
aktiver Christen 
 
Natur & Umweltschutz 
 
Kinderschutzbund 
 
Väteraufbruch 
 
der chronisch Kranken 
 
gegen Behördenwillkür 
 
gegen GEZ, GEMA - Abzocke 
 
staatliche Selbstverwaltungen 
 
Heimatschutz 
 
Journalisten 
 
Detekteien 
 
Tierschutzbund 
 
Inkasso 
 
Mediatoren 
___________________________ 
 
Tätigkeitsschwerpunkte 
 
Menschenrechte 
 
Rechtsmanagement 
 
Sicherheitsmanagement  
 
Treuhand 
 
Zwangsversteigerungen 
 
Forensische Psychologie 
 
Kriminologische Psychologie 
 
 
Adresse: 
 
Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland 
 
Lübbecker Str. 35-39 
 
32584 Löhne 
 
Tel.: 05732 / 680 41 70 
Fax:  05732 / 680 41 71 
Notfallnr. 0170 / 745 38 23 
E-Mail: info@joh-nrw.net 
 
Bürozeiten 
 
Di & Fr 11:00 – 16:00 Uhr 
u. n. Terminvereinbarung 
 
Kontoverbindung 
 
Axel Thiesmeier 
Ko.-Nr.: 9 617 034 457 
Blz.: 604 200 00 
Wüstenrot Bank AG 
 

      Thiesmeier Axel , Lübbecker Str. 35-39, 32584 Löhne 
      ____________________________________________ 
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für eine legitime/souveräne deutsche Verfassung (vgl. Art. 146 GG) und die 
sofortige Umsetzung des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen für 
Menschen, Tiere und Pflanzen entsprechend der verfassungsmäßigen und 
somit grundgesetzlichen Ordnung (vgl. Art. 20 a GG), damit  auch für die 
nächsten deutschen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen in einem 
zukünftigen souveränen deutschen Rechtsstaat auf dieser Welt erhalten 
bleiben. 

Freiheit für Deutschland bedeutet Frieden auf Erden! 

Deutschlands Einigkeit unsere Stärke. 

Unsere Stärke Deutschlands Kraft. 
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Gregor Gysi im August 2013  

Gregor Gysi hat im August 2013 bei Phoenix im Zusammenhang mit dem NSA-
Abhörskandal nochmals deutlich darauf hingewiesen, dass es höchste Zeit sei, 
die Besatzung Deutschlands zu beenden, da das Besatzungsstatut der Alliierten 
seit 1945 bis heute immer noch gilt! Stimmt, das steht ja auch genauso in den 
Artikeln 127, 133 und 137 des Grundgesetzes, in denen die Bundesrepublik 
unmissverständlich als „vereinigtes Wirtschaftsgebiet“ definiert wird, während 
die Übernahme der Besatzungskosten durch den Bund in Artikel 120 festgelegt 
ist. Zitat: Wir haben kein Mandat des deutschen Volkes, wir haben Auftrag von 
den Alliierten. - Konrad Adenauer – 
 
UND WIE WOLLEN SIE SEHR GEEHRTER HERR HELD ALS BÜRGERMEISTER DER 
FIRMA STADT LÖHNE DAS NUN IHREN BÜRGERN ERKLÄREN?  
 

WEITERHIN IM AUFTRAG WAHRHEITEN UNTERDRÜCKEN?  
GEH DENKEN BÜRGERMEISTER HELD! 
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Gäbe es mehrere Organisationen wie die WAG-JOH, die sich seit Jahren überzeugend mutig 
und zielführend für den Erhalt unserer verfassungsmäßigen Rechte einsetzt, so würden es 
die kriminelle BRD-Justiz  die von der „BRD-“ Re_Gier_ung gesteuert wird, nicht so einfach 
haben, den ohnehin schon entmündigten Deutschen weiterhin zu entrechten. 

Die Firma BRiD hat nach Offenkundigkeit für alle ihre Handlungen/Maßnahmen kein Gesetz! 

Juristische Offenkundigkeiten nach § 291 ZPO/analog im Jahr 2014 

1. Der Personalausweis der „Bundesrepublik in Deutschland“ ist kein Nachweis für die 
deutsche Staatsbürgerschaft. 

2. Dienstausweise des BRD-Verwaltungspersonals sind keine Amtsausweise. 
3. Die BRD hat kein eigenes Staatsgebiet (vgl. § 185 BBG). Bundesbeamtengesetz (BBG) 

§ 185: „Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt das Gebiet des Deutschen 
Reiches bis zum 31. Dezember 1937 in seinen jeweiligen Grenzen, nach diesem 
Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. Dezember 1937“ (vgl. Stand: 09.09.2009) 

4. Die BRD mit ihren Behörden ist bis heute eine reine Besatzungs-Verwaltungen die 
nicht den Staat Deutschland repräsentiert sondern Aufgaben im Auftrag der 
Alliierten ausführt. 

5. Der Staat “Deutsches Reich” besteht fort (vgl. 2 BvF 1/73) 
(Bundesverfassungsgerichtsurteil aus 1973) und zwar bis heute im Jahr 2014. 

6. Der Staat “Deutsches Reich” hat bis heute ein eigenes souveränes Staatsgebiet (vgl. § 
185 BBG) (BBG = Bundesbeamtengesetz) 

7. Der Staat “Deutsches Reich” hat bis heute ein eigenes Staatsvolk (vgl. RuStAG 1913) 
(Staatsangehörigkeitsgesetz) 

8. Der Staat “Deutsches Reich” hat bis heute eine souveräne Staatsangehörigkeit (vgl. 
RuStAG 1913) 

9. Der Staat “Deutsches Reich” hat bis heute eine gültige Verfassung (Reichsverfassung 
von 1871; Änderungsstand: 28.10.1918) 

10. Die UNO hält bis heute an der Feindstaatenklausel (Charte Art. 53 und Art 107) fest. 
Feindstaat der UNO ist Deutschland. Die BRD ist Mitglied der UNO und somit nach 
Offenkundigkeit der Feind aller deutschen Staatsangehörigen mit unmittelbarer 
Reichszugehörigkeit durch Abstammung und Geburt. 

11. Landesbeamtengesetz (LBG) § 226 / Reichsgebiet: „Als Reichsgebiet im Sinne dieses 
Gesetzes gilt das Gebiet des „Deutschen Reiches“ bis zum 31. Dezember 1937 in 
seinen jeweiligen Grenzen, nach diesem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. Dezember 
1937“ (vgl. Stand: 09.09.2009). 

12. Die BRD hat kein eigenes Staatsvolk (vgl. BRD-StAG) 
13. Die BRD ist kein Staat (vgl. 2 BvF 1/73) (vgl. Rede von Carlo Schmid (SPD) 1948) 
14. Die BRD hat keine Verfassung ( vgl. Art. 146 GG): „Dieses Grundgesetz, das nach 

Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, 
verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von 
dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.” 
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15. Gesetze ohne gültige Verfassung sind nichtig 
16. Die BRD-Staatsanwaltschaften haben mit Streichung des § 1 EG, ZPO, StPO,OWiG, 

GVG durch das 1. Bundesbereinigungsgesetz zum April 2006 & das 2. 
Bundesbereinigungsgesetz im November 2007 sowie mit Streichung des § 1 EG, FGG 
zum 1.9.2009 ein tiefgreifendes Legitimationsproblem. 

17. BRD-Gerichte verfügen nicht über gesetzlich geregelte Geschäftsverteilungspläne 
(vgl. u. a. auch § 21 e Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)). 

18. BRD-Gerichte können keine staatlichen Gerichte sein, da der § 15 GVG im Jahr 1950 
gelöscht wurde. In dem § 15 GVG stand früher; „Gerichte sind Staatsgericht”. Dieses 
Gesetz wurde bewußt gelöscht, weil es sich bei der BRD nach Offenkundigkeit um 
keinen Staat handelt. Somit ist das gesamte Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) seit 
1950 illegal/korrupt/kriminell/nichtig, denn ohne Staatsgerichte kann es auch keine 
gesetzlichen/gesetzmäßigen Richter, noch überhaupt ein faires  Verfahren  an BRD-
Gerichten geben. (vgl. Verfassungs“hochverrat“)  

19. An BRD-Gerichten sind keine gesetzlichen Richter (Art. 101 GG) tätig. Den 
Angeklagten/Beschuldigten darf der gesetzliche Richter aber nicht entzogen werden. 
( vgl. § 16 GVG/analog) 

20. Art. 101 Grundgesetz: “(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem 
gesetzlichen Richter entzogen werden. (2) Gerichte für besondere Sachgebiete 
können nur durch Gesetz errichtet werden“. 

21. Art. 1 Grundgesetz: “Das deutsche Volk bekennt sich zu den universalen 
Menschenrechten und zum Frieden in der Welt“. Menschenrechtsverstöße werden 
von der BRD aber nicht verfolgt und oder bestraft, sondern täglich selbst begangen. 
Nach Offenkundigkeit handelt es sich bei dem Personal (vgl. Personalausweis) der 
BRD somit nicht um das deutsche Volk, sondern um völlig rechtlose „Kopflose“.  

22. § 16 (GVG): „Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen 
bzw. gesetzmäßigen Richter entzogen werden“. 

23. BRD-Gerichte verletzen unter Vorsatz (auch durch nicht gesetzliche Zustellungen) das 
rechtliche Gehör (Art. 103 GG) der Angeklagten/Beschuldigten. 

24. Mit Streichung des Art. 23 GG a. F. ist der Geltungsbereich der BRD erloschen. 
25. Deutschland besteht bis heute in den Grenzen vom min. dem 31. Dezember 1937 

nach Staats- und Völkerrecht fort. (vgl. u. a. auch 2 BvF 1/73) 
26. § 185 BBG verweist bis 2009 auf die Grenzen von 1937. Somit hat jeder BRD-Beamte 

seinen Amts- und Dienst-Eid bis zu diesem Zeitpunkt auf Deutschland (Deutsches 
Reich) in den Grenzen von 1937 abgelegt (vgl. GG Art. 139/analog). 

27. Die BRD-Justiz kriminalisiert deutsche Staatsangehörige mit unmittelbarer 
Reichszugehörigkeit, wenn sich diese vor BRD-Gericht auf offenkundige Tatsachen 
berufen und gültige deutsche Gesetze zitieren mit angeblichen Beleidigungsstrafen 
und krimineller Zwangshaft, obwohl Offenkundigkeiten kein Grund für angebliche 
Beleidigungen sein dürfen/können. 

28. BRD-Grenzen sind Grenzen der Alliierten, zumal die BRD-Regierung 1989 an der 
Oder-Neiße Grenze festgehalten hat. Es steht somit außer Frage das die BRD nicht 
identisch mit Deutschland in den Grenzen von 1937 sein kann (vgl. 2 BvF 1/73). 
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29. Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Gültigkeit und Rechtskraft. (vgl. 
BverwGE 17, 192=DVBI 1964, 147) (BverGE 3, 288(319f.):6, 309 (338,363)). 

30. Die Staatsangehörigkeit der Deutschen ist nach RuStAG vom 22. Juli 1913 geregelt. 
31. Die BRD hat keine Staatsangehörigkeit. (vgl. Schreiben vom 01.03.2006 Akz.: 

33.30.20 – Landkreis Demmin) Zitat: Der Landrat von Demmin, 1. März 2006: „Die 
Bundesrepublik Deutschland hat an einer für alle Deutschen geltenden gemeinsamen 
deutschen Staatsangehörigkeit im Sinne des Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetzes (RuStAG jetzt StAG) von 1913 stets festgehalten. Aus dem Grundsatz des 
Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, daß es eine Staatsangehörigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland … nicht gibt.” 

32. Frau Merkel ist Geschäftsführerin einer „Nicht-Regierungsorganisation“ (vgl. Zitat 
von Sigmar Gabriel - SPD) 

33. Die BRD-Verwaltung verwaltet ihr Personal (vgl. Personalausweis), die keiner 
Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft (vgl. GG Art. 140/analog) angehören, 
als nicht selbst denkende „natürlichen Personen“ (vgl. staatliches BGB) sondern als 
beschlagnahmtes und zu verwaltendes totes/unmündiges Humankapital, so wie 
Tiere oder juristische Personen mit dem rechtlichen Status von Gegenständen; ohne 
die tatsächlichen Abstammungs-, Menschen- oder Völkerrechte zu beachten! 

34. Bei dem BRD-Personal (vgl. Personalausweis) handelt es sich somit ausschließlich um 
Sachen und nicht um lebende und beseelte Menschen.  

35. Mit dem Anschluß/Beitritt zur Menschenrechtsorganisation, WAG-JOH erklären Sie 
sich als totes/unmündiges BRD-Personal (vgl. Personalausweis) als lebender und 
beseelter Mensch zurück auf der Ebene der Lebenden und somit auch zurück als 
lebender und beseelter deutscher Staatsangehöriger mit unmittelbarer Reichs-
zugehörigkeit durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG von vor 1913).        

36. BRD-Parteien sind nicht rechtsfähige Vereine (§ 37 PartG) deren Mitglieder 
persönlich für Ihre Verbrechen zum Nachteil des gesamten deutschen Volkes nach u. 
a. auch Art. 6 EGBGB haftbar gemacht werden können. 

37. GEH DENKEN LIEBER LESER DIESER ZEILEN UND ENTSCHEIDE DU NUN SELBER ÜBER 
DEIN SEIN ALS DEUTSCHER, ODER DEIN NICHTSEIN ALS BRD-PERSONAL!!! 

 


	Gregor Gysi im August 2013

